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Mr. 13953.) Geſetz über die Veterinärverwaltung. Vom 20. Juli 1933. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 

Die Zweite Verordnung zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung vom 29. Ok⸗ 
tober 1932 (Geſetzſamml. S. 333) in der Faſſung des Geſetzes vom 30. Juni 1933 (Geſetzſamml. 
S. 229) wird wie folgt geändert: 

a) Im $ 4 Abſ. 1 unter d werden folgende Worte geſtrichen: „Nr. 1. Die Veterinär⸗ 
verwaltung (Kap. 117 der dauernden und Kap. 18 Tit. 10 und 11 der einmaligen Aus⸗ 
gaben des Haushaltsplans für 1932), Tierſeuchenforſchungsanſtalt, Hochſchullehrgüter, 
Veterinärbakteriologiſche Inſtitute“, und „Nr. 2. Tierärztekammern, tierärztliches 
Prüfungsweſen, Landesveterinäramt, ſtändiger Beirat für das Veterinärweſen, ſtändiger 
Ausſchuß für das Abdeckereiweſen“. Die bisherige Nr. 3 „Wegeweſen uſw.“ erhält die 
Nr. 1, die bisherige Nr. 4 „Geſtütverwaltung uſw.“ erhält die Nr. 2. 

b) 8 4 Abſ. 2 erhält folgenden Zuſatz: 

5. Veterinärabteilung. 

e) Im 8 9 Abſ. 2 wird Nr. Ab „Veterinärabteilung“ geſtrichen; bei der Nr. 4 a fällt der 

Buchſtabe a fort. 
N 8 2. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 20. Juli 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Für den Miniſterpräſidenten 
und den Miniſter des Innern: 


Popitz. Darré. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 20. Juli 1933. 


f Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
In Vertretung: 
Popitz 


Staatsminiſter. 
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(Nr. 13954.) Geſetz zur Wiederherſtellung des uneingeſchränkten Begnadigungsrechts des Staatshaupts. 
Vom 22. Juli 1933. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


8 1. 
Artikel 54 Abſ. 2 und 3 der Preußiſchen Verfaſſung werden aufgehoben. 


8 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 22. Juli 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring, Ness 
zugleich als Miniſter des Innern. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 22. Juli 1933. 


Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 13955.) Verordnung über die Erhebung einer Ausgleichsabgabe auf friſches Fleiſch, das einer 
Schlachthausgemeinde aus einer Schlachtung außerhalb des Gemeindebezirkes zugeführt 
wird. Vom 15. Juli 1933. 


Auf Grund des 8 1 Abf. 9 ſowie des 8 3 des Geſetzes über die Gebühren der Schlachtvieh⸗ 
märkte, Schlachthäuſer und Fleiſchgroßmärkte (Fleiſchmarkthallen) vom 5. Mai 1933 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 242) und auf Grund des § 7 Satz 2 der Verordnung über Auskunftspflicht vom 
13. Juli 1923 (Reichsgeſetzbl. I S. 723) wird hiermit verordnet: 


8 1. 

Soweit von der oberſten Landesbehörde für eine Schlachthausgemeinde die Erhebung einer 
Ausgleichsabgabe auf friſches Fleiſch, das der Schlachthausgemeinde aus einer Schlachtung außer⸗ 
halb des Gemeindebezirkes zugeführt wird, auf Grund des $ 1 Abſ. 9 des Geſetzes über die Gebühren 
der Schlachtviehmärkte uſw. vom 5. Mai 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 242) vorgeſchrieben wird, gelten 
folgende Vorſchriften. 

8 2. 

(1) Der Ausgleichsabgabe unterliegt nur das Fleiſch von Rindern, Kälbern, Schweinen 
und Schafen. 

(2) Die Ausgleichsabgabe iſt je Kilogramm Fleiſch zu bemeſſen. 

(3) Von Einfuhrmengen unter fünf Kilogramm wird eine Ausgleichsabgabe nicht erhoben. 


8 3. 
() Wird friſches Fleiſch (S 2 Abſ. J) einer Schlachthausgemeinde, in der die Ausgleichs⸗ 
abgabe erhoben wird, zugeführt, ſo haben der Einführer und der Empfänger jede Einfuhrmenge 
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über fünf Kilogramm ſpäteſtens bis zum Zeitpunkt des Empfanges nach Fleiſchart und Gewicht der 
für die Heranziehung zur Ausgleichsabgabe zuſtändigen Stelle (8 5 Abf. 2) ſchriftlich anzuzeigen. 

(2) Unterbleibt die Anzeige oder iſt fie unvollſtändig oder unrichtig oder erfolgt ſie nicht 
rechtzeitig, ſo kann die für die Heranziehung zuſtändige Stelle neben der Ausgleichsabgabe einen 
Zuſchlag bis zur doppelten Höhe der Abgabe feſtſetzen. 


8 4. 

Jeder, der an der Zufuhr oder dem Abſatze des aus einer Schlachtung außerhalb des 
Gemeindebezirkes zugeführten friſchen Fleiſches beteiligt iſt, iſt verpflichtet, der für die Heranziehung 
zuſtändigen Stelle die zur Erhebung der Abgabe erforderliche Auskunft zu erteilen. Dieſe Stelle 
iſt befugt, zur Ermittlung richtiger Angaben Geſchäftsbücher und Geſchäftsbriefe einzuſehen ſowie 
Betriebseinrichtungen und Räume zu beſichtigen und zu unterſuchen, in denen friſches Fleiſch 
gelagert, feilgehalten oder vermutet wird. 


8 5. 

() Zur Entrichtung der Ausgleichsabgabe ſind Empfänger und Einführer des friſchen 
Fleiſches geſamtſchuldneriſch verpflichtet. 

(2) Die Heranziehung (Veranlagung) zur Ausgleichsabgabe erfolgt durch den Gemeinde- 
vorſtand und, wenn dieſer ein Kollegium iſt, durch deſſen Vorſitzenden oder durch eine von ihm 
beſtimmte Stelle. 

() Die Ausgleichsabgabe iſt im Zeitpunkt der Einbringung des friſchen Fleiſches in den 
Bezirk der Schlachthausgemeinde fällig. 

() Der Gemeindevorſtand, und wenn dieſer ein Kollegium iſt, ſein Vorſitzender, trifft die 
zur Erhebung erforderlichen Beſtimmungen. 

(6) Im übrigen finden die Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes über indirekte Steuern 
Anwendung. 

8 6. 

Die Gemeinden ſind berechtigt, zur Deckung der Verwaltungskoſten 5 vom Hundert des 

Abgabebetrags zu verwenden. 


Berlin, den 15. Juli 1933. 


Der Preußiſche Miniſter für Der Preußiſche Miniſter 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. des Innern. 
In Vertretung: Im Auftrage: 
Willikens. Suren. 


Der Preußiſche Minifter für Wirtſchaft und Arbeit. 
Im Auftrage: 
Leeſer. 
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(Nr. 13956.) Polizeiverordnung über das Schlachten von Tieren. Vom 6. Juli 1933. 


Auf Grund des 8 1 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über das Schlachten von Tieren vom 
21. April 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 203) und des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 
(Geſetzſamml. S. 77) wird für das preußiſche Staatsgebiet folgendes verordnet: 


8 1. 

Der § 1 Abſ. 1 der Polizeiverordnung über das Schlachten von Tieren vom 28. April 1933 
(Geſetzſamml. S. 154) erhält nachſtehende Faſſung: 

Fiſche, deren Fleiſch zum Genuß für Menſchen beſtimmt iſt, und die ſich im lebenden Zu⸗ 
ſtand im Handelsverkehr befinden, ſind im Kleinverkauf vor der Abgabe an den Käufer nach 
vorheriger Betäubung durch Blutentziehung zu töten. Die Betäubung iſt durch einen wuchtigen 
Schlag auf den Kopf oberhalb der Augen Gopfſchlag) mittels eines genügend ſchweren und 
geeigneten Holzſtücks vorzunehmen. Die Blutentziehung hat durch Abſchneiden des Kopfes oder 
durch einen ausgiebigen Bauchſchnitt und die ſofortige Entfernung aller Eingeweide einſchließlich 
des Herzens zu erfolgen. 

8 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Veröffentlichung in Kraft. 


Berlin, den 6. Juli 1933. 


Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


Göring. 
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